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ernden ,teils vorübergehendenMitwirkunggeradedergrössten

Wien,amSamstag,den11 .Juli1925
SitzungenimRathaus.InderkommendenWochehältderWienerStadt¬
senat amDienstag um10 Uhr vormittags eine Sitzungab .

e de oe
bänderungdesGesetzesüberdieNahrungseundGonussmittelabgabe

MitGesetzvom4 .August1920hat derniederösterreichische
Landtagbeschlossen ,die GemeindeWienzur EinhebungeinerAbgabe
vonderVerabreichunggenussfertigerSpeisenundGetränkezuer¬

mächtigen .Die Abgabepflichtwarauf Erwerbsunternenmungenbe¬
schränkt ,die sichnachdenPreisen ,derAusstattungdesLokalsoder
demgebotenenKomfortals Luxusbetriebdarstellten .Schondamals
zeigte sich ,dass legistische Ungrenzungendes Luzusbegriffesin
einer vällig einwandfreienFormunmöglichsind ,weshalbfestgesetzt
wurde ,dass über die Abgabepflichteines Betriebesder WienerMa¬
gistrat nachblosserAnhörungder betreffendenGenossenschaft
nachfreiemErmessenzu entscheidenhabeWeiterswurdebestimmt ,
dasaandereMerkmalesolcherLuxusbstriebemittelsVollzugsanwei¬
sungfestgesstztwerdenkönnen .DieVollzugsanweisungvom13 .Okto-¬
ber1920führteauchtatsächlichausserdenschonimGesetzge¬
nannten,Preisen ,derAusstattungdesLokalesoderdemgebotenen
Komfort' nochdie„besendereBedienung,besondereQualitätundZu¬
bereitung der gebotenen Nahrungs - undGenussmittel ,die Kreiseder
KundschaftunddasRenomeedesPetriehesals Luxuslokal"an.Die
TendenzdiesesGesetzeswaralsooffensichtlichdaraufgerichtet,
durcheineSteuerzutreffen ,wasmantrotzderansichsehrsch
renAuslegungimmerhinals absoluten"Luxusbezeichnenkann.

GanzanderspräsentiertsichdasGesatzvom21April1922,
womitderWienerLandtageineReihevonAbänderungenbeschlossen
hat DieTendenzzurErweiterungtritt anallenStellendesGesetzes
inderdeutlichstenWeisehervor.SchonimTitelistnichtmehrvonSpeisenundGetränken,sondernvonNahrungsuderGenussmittelndie
Rede .DieAbgabepflichtist nicht auf das Gast - undSchankgewerbe

schränkt,sondernschliesstauchdieanderengawerblichenUnter-¬
nehmungeneinFürdieAbgabepflichtist ésbelanglos,obderKonsum
innerhalboderausserhalbdesBetriebeserfolgt .Vorallemanderen

wird,imbewusstenGegensatzzumGesetzvom4 .August1920,der
Luxusbegriffin andererArtumschriebenDerParagraph1sagt
imBetriebeeinerUnternehmung,diesichnachdenPreisen ,denKrei¬
sen der Kundschaft ,der Ausstattung ,der bevorzugtenLagedesLokals

derdemgebotenenKomfort ,imVergleichemitUnternehmungender
gleichenBetriebsart "alsLuxusbstriebdarstellt ,Nahrungs-oderGe-¬
nussmittelverabfolgt ,hat die Abgabezuentrichten .

NurdiesefünfMerkmale,vondenendasVorhhndanseinauchn
einzigergenügt ,bestimmen,wiederAbsatz2 desParagraph1 ,

ArtikelIII ausdrücklichhervorhebt ,die Abgabepflicht .DieEinrei¬
hungerfolgtauchlautdiesesGesetzesnachfreiemErmessen.Den
absoluten"LuzusdurcheinGesetzerweiternzuwollen ,wärevonvor-¬

neherein ,weil as sich ja dabei umabsolute Begriffe handelt ,ein
ganznutzlosesBeginnengewesen.DassalsoeineErweiterungdesKrei¬
ses der abgabepflichtigen Betriebe in der Absicht desGesetzgebers
gelegenist ,darüberkannkeinZweifelbestehen .Darausfolgertaber
logisch ,dassderwrelative “Lurus ,dersich„ imVergleichmitUn¬
ternehmungender gleichenBetriebsart "ergibtfür dieEinreihung

ausreichend ist .Es hat darüber in der Praxis auch sigentlich keine

onderenMeinungsverschiedenheitengegeben,wasausderteilsdaus

senschaftenbeiderEinreihungderBetriebeunzweideutigher
geht .NurdieGenossenschaftderZuskerbäckerhatdieBerechtigung
zur EinreihungnachdenrelativenLuxusbegriffenbestritten .

Das Urteil des zur Entscheidung angerufenen Verwaltungsge
lichthofesstellt vorallemfest ,dassbeiderNahrungs-undGenuss
mittelabgabevoneiner unzulässigenDoppelbesteuerungnichtge¬
sprochenwerdenkönneDieseoft auggestellte Behauptungwurde
also ausdrücklich als unzutreffend gekennzeichnet .Hingegenbringt
die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshbfes in sonstiger Bezie - ¬

hungkeinevolleKlarheit .DerVerwaltungsgerichtshofgintseiner
AnschauungdahinAusdruck,dassderBegriffdesLuxusbetrishes
nicht durchdas Gesetzgeschaffen ,sondernvomGesetzbereitsvor-¬
ausgesetztwordensei .Diesdeshalb,weilesimGesetznichtheisse,
dass die Nahrungs - undGenussmittelabgabe von Unternehmungenzu
entrichtensei ,die sich durcheines der erwähntenfünfMerkmale
vonanderenUnternehmungendergleichenBetriebsarthervorheben
sondernals luxusbstriebedarstellen .

Wieschonfrüher auseinandergesetzt ,würdedieNotwendigkeit,
nebendemvergleichsweisenLuzusauchnochdenabsolutenLuxus
imSinnedes gemeinenSprachgebrauchsnachzuweisen ,derNovellie¬
rungdesGesetzesjedenSinnnehmen.Esbestündedannja ganzge-¬
naujeneUmgrenzung,die ohnehinschondurchdaserste Gesetzvor¬
handenwarDassdasWortLuxus "schonanVoraussetzungengeknüpft
sei undnichterst durchdasGesetzselbstseinebesondereAusle¬
gungerhaltenkönne ,widerlegtsich durchdenHinweisauf einan¬
deres ,nicht vomWienerLandtag ,sondernvomNationalratgeschaffe -¬

nesGesetz .DieWarenumsatzsteuerdesBundessieht eineerhöhte
Abgabevorfürdie„LieferungvonLuxusgegenständen“.Manmüsste
nunalso annehmen,dasses sich dabeiausschliesslichumLuxusge¬
genständeimSinnedesgemeinenSprachgebraucheshandelndürfe .
Dasist abernichtderFall -EssindvielmehralssolcheLuxusge¬
genstände„Kasserolien,Kochtöpfe,KannenausKupfer ,Zinn ,Nickel
oderderenLegierungen"angeführtNachdemgemeinenSprac-hge¬
brauchsind/ganzundgar nicht Luxusgegenstände .Daskannnicht
hindern,dasssiedurcheingiltigkundgemachtesGesetzalsLuxus-¬
gegenstände im Sinne dieses bstreffenden Abgabegesstzesbehandelt

werden.Gewissist dieAnschauungdesVerwaltungsgerichtshofeszu¬
treffend ,dassnichtjeder ,auchdergeringstezuTagetretendeUn¬
terschied der sich bei demVergleich von Bstrieben untersinander
ergibt ,dieEinreihungunterdieabgabepflichtigenUnternehmungen
gestattet .Die Erwägungdieser theoretdschen Möglichkeitfürfte
vielleicht den Verwaltungsgerichtshof bei seiner Entscheidungge¬

leitet haben .Es mussallerdings ausdrücklich festgestellt werden ,

dassdiePraxisdesMagistrats,wiediegrosseZahlderabgabefrei¬
an Betriebe in allen Branchenbeweist ,niemals dahin abzielte ,je¬

weilig das schlechtest eingerichtete ,am ungünstigsten gelegene Lokal

herauszusuchenund nun durch Vergleiche festzustellen ,dass alle übri - ¬

gen WienerBetriebe demgegenüberLuxusbetriebedarstellen .
Als ein besonderer Mangelhat es sich erwiesen ,dass fürdas

fürdasnovellierteGesetzvom21. April1922nichteinegesonderte
Vollzugsanweisunggeschaffenwordenist .Soergibt sich derWider-¬
spruch ,dasszwarimGesetzzweifellosdie Ausweitungsabsichtderge¬

setzgebendenKörperschaftzumAusdruckkommt ,dass aber die vonder
Landesregierung zu erlassende Vollzugsanweisung nur jene engenDefi - ¬
nitionenvonLuxusenthält,wieesdemerstenGesetzvom. August1920
entsprochen hat Diese Lücke zu schliessen ,wäre allerdings ohnewelters

möglich .Dader Magistrat ,wieder VerwaltungsgerichthofamSchlusse
kenntnissesnocheinmalhervorhebtüberdieEinreihungin



ZweiterBogen
dieLuxusbetriebenachfreiemEmmessenentscheidet,nursichnichtda¬
raufbeschränkendürfe ,sowiein denbisherigenDekretenblossden

vergleichsweisenLuxusalsEinreihungsgrundanzugeben,sokönnte
schliesslich auchmit damderzeitigen ,durcheine entsprechendeVer¬
ordnungergänztenGesetzdasAuslangengefundenwerden.Miteinemso
überausschwankendenunddehnbarenBegriff ,wieLuxusimSinnedes
gemeinenSprachgebrauchszuamtieren,ist aberüberhauptnichtwün¬
schenswert.Essei nuraufdieausserordentlichtiefgreifendenWand-¬
lungenin denWertuteilenverwissen,diegeradein Betugauf
denLuxusbegriffbei Nahrungs- undGenussmittelnimletztenJahrzehnt
zuverzeichnenwarenuehejetztnochbeiweitenKreisenderBevöl-¬
kerungjenachihrerwirtschaftlichenLagezuverzeichnensind .Luxus
istebenkeinabsoluter,sondernimmernureinredativer,einvergleichs-¬

serBegriff.Esdarfauchnichtübersehenwerden,dassdurchdasErkenntnis
desVerwaltungsgerichtshofesindenReihenderSteuerträgerselbst
eineUnsicherheitüberdieBechtslageentstandenist ,diederKlärung
bedarf. DieerdrückendeMehrheitderinBetrachtkommendenUnterneh¬

mungenist schonseitJahreneingereiht. DiegegendieEinreihungoffe-¬
nenRekursfristensindlängstabgeluafenunddieEntscheidungdesMa¬
gistratesunanfechtbargeworden.BeivielendieserSteuerträgeristnun
dieMeinungentstanden,dasssiebeiAusnützungderRechtsmitteleine
günstigereBehandlungerzielthättenDasistgeeignet,diechnehin
nichtübergrosseSteuerfreudigkeitineinerdieErfassungderAbgabe
gefährdendenWeisezubeeinträchtigen.Eskönntesichabertatsächlich
einesehrampfindlicheKonkurrenzungleichheitergeben,wenndiegrös¬
tenGruppenvonUnternehmungenbereitsendgültigdurchden„Vergleich
mitanderenUnternehmungendergleichenBetriebsart"eingereihtsind,
weilnichtauchderabsolute„LuxusimSinnedesgemeinenSprachge-¬
brauches"völligunbestreitbarnachgewiesenwerdenkanneEsgiltdies
eradevondenKonditoren,dievielfachdiegleichenArtikelverkaufen,
wiedieZuckerwarenverschleisser,diegleichenMöglichkeitendesKonsums

bietenwiedieKaffeehäuserAusallendiesenGründenistesnotwendig,dassderWienerLandtag
ineinerjedenZweifelausschliessendenWeise,seineMeinungbezüglich
derNahrungs-oderGenussmittelabgabezumAusdruckbringt .Esgeschieht
diesamgeeignestendurcheineNovellierungdesGesetzesBeidieser
GelegenheitkönnenauchgewisseimLaufederPraxisalswünschenswert
erkannteVerbesserungenvorgenommenwerden.Eswirdfernereinesolche
Begrenzungbeantragt,dieeinerzuweitgehendenAnwendungdesGesetzes

vorbeugt .Abgabepflichtigsollsein,werNahrungs-oderGenussmittelimBe¬
triebeinerUnternehmungverabfolgt,diesichdurchhöherePreiseoderu .

bessereAusstastungderRäumlichkeitenoderdengebotenen/ederden
KreisderBesucheroderdiebevorzugteLagevonUnternehmungenderglei-¬
chenBetriebsarthervorhebtEssinddieselbenMerkmale,wiebisher.Es
wirdaberdasWortLuxusbetriebvermiedenundentsprechendderBegrün¬
dungdesErkenntnissesdesVerwaltungsgerichtshofes ,die„Hervorhebung"
gegenüberanderenUnternehmungendergleichenPatriebsartgewählt.Die.
AufzählungderihneRücksichtaufdiesebesonderenMerkmaleunbedingt
abgabepflichtigenUnternehmungen,wieNachtlokaleBars. . .erfährt
keineAenderung.HingegenwirddemBedenkenRechnunggetragen,dassbei
dieserblossenHervorhebunggegenüberanderenUnternhemungentatsähh¬
lichdieEinreihungallerBetriebebisgeradeaufdesschlechtesten
erfolgenkönnte.Eswirddahervorgeschlagen,dassdievomMagistrat
nachfreiemErmessenundnachAnhörungderJenossenschaftvorzunehmen¬deEinreihunghöchstenseinDrittelallerBetriebederselbenPranche

unterAusserachtlassungderunbedingtabgabepflichtigenUnternehmungen
umfassendarf . DurchdasFreibleibenvonmindestenszweiDrittelnder
Betriabeeiner jedenBrancheist ausreichenddafürgesorgt ,dass derBe¬
völkerunggenügendabgabefreieBetriebezurVerfügungstehenundnur

solche Betriebe mit einer Steuer belegt werden ,bei denentatsähh¬
lichzumindesteinesderfünfMerkmalevorhandenundeinehöhereBela¬
stungzurechtfertigenist . AberauchinBezugaufdieseBesteuerung
selbstwirdfestgesetzt,dassderderzeitigeHöchstsatzvonfünfzehn
Prozentnichtüberschrittenwerdendarf,wohlaberjenachdemGradund
derZahlderfür dieAbgabepflichtmassgebendenMerkmaleabzustufen
ist .DieimgeltendenGesetznichtvorgeseheneMöglichkeitmiteinzelnen
UnternehmungenoderglaichartigenGruppenAbfindungsübereinkommentref¬
fen zu können ,soll geschaffen werden .Diese Bestimmungbietet dieHand¬
habe ,gewisseHärtendauszugleichen.DerWortlautist genauausdemGe¬
setzüberdieLustbarkeitsabgabeübernommen.

Uebergangsbestimmungensorgenvor,dasskeineUnterbrechungin
derAbgabepflichtsichergebenkann.DieAufrechterhaltungderNahrungs-oderGenussmittelabgabein
vollemUmfangist fürdieklagloseErfüllungderGemeindegschäfte
unbedingterforderlich.JedeSchmälerungderEinnahmenausdieserSteu¬

erquelle hätte zur Folge ,dass entwadervolkswirtschaftlichweitver
hängnisvollereSteuermassnahmen,wieetwaeineallgemeineKrhöhungder
FürsorgeabgabeoderaberEinschränkungeninderInvestitionstätigkeit
derGemeindeunddamiteineVergrösserungderArbeitslosigkeitarfol¬
genmüssenDieNovollierungdesNahrungs-oderGenussmittelabgabegesetzes

denWienerLandtagnochvordenFarienbeschäftigen.

hrendbeianderenwenigendieseEinreihungunterbleitenmusste,DieKanalräumungsgebührenunverändert.FürdenMonatJulibleibendiebührenfür die Kanalräumungunverändert ,so dassdasFünfundzwanzigfache
derMietzinses,derfürdenMonatAugust1914entrichtetwurde ,zuzahlen

ist so
StädtischeAkademiefürsozialeVerwaltung.MitRücksichtaufdiegrosse
Zahlbereits ausgebildeterFürsorgerinnen ,derenAnstellungin deröf-¬
fentlichenundprivatenFürsorgewenigAussichthat ,fernermitRück¬
sichtaufdieUmstellungdesLehrplanes,wirdfürdasSchuljahr1925/26
derersteJahrgangdesanderstädtischenAkademiefürsozialeVerwal¬
tungbestehendenFachkurseszurHeranbildungvonFürsorgerinneneinge¬
stellt . DerzweiteJahrgangderdenpraktischenTeilumfasst,bleibt

aufrecht.

StädtischePreisefürKleingärten,SowieimvergangegenJahrwerde
auchheuervonderGemeindeWienKleingärten,Kleingartenanlagenur
Laubenprämiert.FürdiePrämierungvonLaubensind38Freiseimde¬
samtbetragvon1500Schilling ,fürdiePrämierungvonEinzelgärtenund
Gesamtanlagen50PreiseimGesamtbetragvon1500Schillingvorgesehen
DieKlsingäktnerundKleingartenorganisationen,diesichunsolchePrei
sebewerbenwollen,müssenbislängstens15. Augustbeiderstädtischen
KleingartenstelleI .Doblhoffgasse6 ,ansuchen.
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